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EU und Deutschland muissen Verantwortung tbernehmen

Interview mit Dr. Rolf Gdssner zur LAsung der kurdischen Frage
in der Kurdischen Tageszeitung Yeni Ozgur Politika

Rechtsanwalt Dr. Rolf Gdssner, Vizeprasident der Internationalen Liga fur Menschen-
rechte, fordert die Europdische Union (EU) dazu auf, sich im Zuge der Beitrittsver-
handlungen mit der Turkei endlich aktiv fur die L6sung der kurdischen Frage einzuset-
zen; dabei trage vor allem auch Deutschland besondere Verantwortung. Rolf Gdssner
beantwortet unsere Fragen nach den Voraussetzungen einer Friedenslosung in der Tur-
kei. Er unterstreicht, dass es hierfur eines mehrheitsfahigen politischen Willens bedurfe
und dass sich alle beteiligten Seiten bewegen miussten, um einen ernsthaften Dialog in
Gang zu setzen. Zu den Voraussetzungen gehodren nach seiner Auffassung ein ,Ende al-
ler militarischen Operationen, ein Ende der Kriminalisierung von Kurden und ihrer Or-
ganisationen sowie die Auflésung des Dorfschiitzersystems".

Sehr geehrter Herr Gossner, was sind Ihrer Meinung nach Voraussetzungen fur ei-
nen Dialog auf politischer Ebene? Welche Schritte mussten der tirkische Staat und
die kurdische Bewegung gehen?

Rolf Gossner: Fir einen ernsthaften politischen Dialog mit dem Ziel, die kurdische Frage
dauerhaft zu l6sen, mussen sich alle beteiligten Seiten bewegen. Besondere Verantwortung
tragen der turkische Staat und die turkische Gesellschaft, die diesen Konflikt so lange igno-
riert und mit Gewalt unterdrickt haben. Jetzt missen die politisch Verantwortlichen tber-
haupt anerkennen, dass es in der Turkei ein solches Problem gibt, das so lange ungel6st
bleibt, solange den Kurden kulturelle, soziale und politische Rechte vorenthalten werden,
solange sie also systematisch diskriminiert, kriminalisiert und ausgegrenzt werden. Dann
muss der politische Wille zu einer gerechten Friedenslésung der kurdischen Frage mehr-
heitsfahig sein und umgesetzt werden. Zu den Voraussetzungen gehéren: ein Ende aller mi-
litarischer Operationen, ein Ende der Kriminalisierung von Kurden und ihrer Organisationen
sowie die Auflésung und Entwaffnung des Dorfschitzersystems.

Im Zuge des Uberfélligen Dialog- und Verhandlungsprozesses werden sich auch die noch
kadmpfenden Teile der verbotenen kurdischen Arbeiterpartei PKK umorientieren und letzt-
endlich auflésen mussen. Das heif3t: Auch diese Seite muss erkennen, dass dieses Problem
letztlich nicht militarisch zu I8sen sein wird. Um einen gangbaren Weg zu beschreiten, be-
darf es - auler der Niederlegung der Waffen unter UN-Kontrolle - auch einer gemeinsamen
Strategie aller wesentlichen kurdischen Strémungen. Dartber hinaus eines tragfdhigen Am-
nestie-Angebots fir die direkt und indirekt Beteiligten an den kriegerischen Auseinanderset-
zungen sowie Wiedereingliederungshilfen fur (ehemalige) PKK-Kampfer; dartber hinaus die
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Entlassung und Rehabilitierung politischer Gefangener, die wegen ihrer politischen Betati-
gung, ihrer Gesinnung bzw. Meinungsauferungen inhaftiert worden sind.

Verbrechen gegen die Menschlichkeit, die im Laufe des jahrzehntelangen Konflikts begangen
wurden, mussen in rechtsstaatlichen Verfahren geahndet werden — und zwar ungeachtet
der ethnischen Zugehorigkeit der (mutmalflllichen) Tater. Zu denken ware aber auch an die
Einrichtung einer Wahrheits- und Gerechtigkeitskommission nach dem Vorbild Stdafrikas,
um eine offensive Auseinandersetzung mit dem tirkisch-kurdischen Konflikt und seinen Fol-
gen zu erreichen sowie die Aufarbeitung der von beiden Seiten begangenen Verbrechen.
Dazu gehort auch die Aufklarung aller extralegalen Akte des “Verschwindenlassens” und To-
tens von Menschen in der Turkei.

Wie ist es zu bewerten, dass die turkische Armee trotz einseitiger Waffenruhe der
PKK weitreichende Militaroperationen durchfuhrt?

Solche Militaroperationen sind Gift fur alle aktuellen Versuche, den Dialog ernsthaft zu fih-
ren und in kinftigen Verhandlungen greifbare Erfolge zu erzielen. Nach wie vor haben die
turkischen Streitkrafte einen inakzeptablen politischen Einfluss auf die Politik. Die turkische
Regierung und das Militar setzen immer wieder auf militarische ,Lésungen®, die keine sind,
sondern die Lage weiter eskalieren lassen. Voélkerrechtswidrige Bombardements konter-
karieren alle Bemiihungen, die kurdische Frage im Verhandlungswege mit friedlichen Mitteln
Zu lésen.

Momentan wird in der Turkei von einer fragilen positiven Atmosphéare gesprochen.
Wie kann diese Atmosphare zugunsten eines Dialogs gestarkt werden?

Dies muss auf allen mdglichen gesellschaftlichen und politischen, auch wirtschaftlichen und
kulturellen Ebenen passieren — zum einen selbstverstandlich von Seiten des turkischen
Staates, aber auch in der tirkischen Zivilgesellschaft, die sich mit ihren Institutionen und
Personlichkeiten viel starker fur eine Beilegung des Konflikts engagieren musste; zum zwei-
ten von Seiten internationaler Nichtregierungs- und Menschenrechtsorganisationen, die den
Dialog schon lange fordern und zu beférdern versuchen; zum dritten muss der Impuls von
européaischer Seite erheblich verstarkt werden, insbesondere im Zusammenhang mit den
EU-Beitrittsverhandlungen - und nicht zuletzt auch von Seiten der Bundesrepublik Deutsch-
land, wo viele Kurden leben, die der Repression in der Tirkei entflohen sind. Gerade die
Bundesrepublik mit ihrem hohen Anteil turkischer und kurdischer Bewohner ist gefordert,
endlich politische Initiativen zu ergreifen und den offenen und kritischen Dialog mit der kur-
dischen Seite auch hierzulande zu férdern — und zwar ohne Stigmatisierung, Kriminalisie-
rung, Ausgrenzung und Beruhrungsangste, wie wir sie leider immer noch erleben.

Denken Sie, dass die EU in dieser Phase eine positive Rolle ibernehmen kann?

Die kurdische Frage, uUberhaupt die Minderheitenfrage sowie die Menschenrechtsfrage sind
und bleiben die Schlisselfragen eines EU-Beitritts der Turkei. Dabei geht es nicht zuletzt um
eine gesamteuropaische Aufgabe. Deshalb ist der Einfluss der EU im Laufe der Beitrittsver-
handlungen ein so wichtiger Faktor fur eine friedliche und politisch gerechte L6ésung und
damit auch fur die Menschenrechtsentwicklung in der Tirkei — so sehen es auch die wich-
tigsten turkischen Menschenrechtsorganisationen -, auch wenn dieser Wandel héchst wider-
sprichlich verlauft und mdglicherweise ein Generationenprojekt ist. Die EU ist jedenfalls
aufgefordert, die Kurden- und Minderheitenfrage endlich mit Nachdruck auf die Agenda der
EU-Beitrittsverhandlungen mit der Tirkei zu setzen, um ein Ergebnis zu erzielen, das der
kurdischen Bevolkerung und anderen Minderheiten endlich sdmtliche Menschenrechte und
politisch-kulturelle Gleichberechtigung garantiert. An den Verhandlungen missen dann aber
auch Reprasentanten der betroffenen Minderheiten beteiligt werden, wenn eine ernsthafte
demokratische Losung gefunden werden soll. Es geht im Ubrigen schon lange nicht mehr
um einen eigenen kurdischen Staat, also um Separation, sondern um ein innertirkisches
Arrangement und damit um gleichberechtigte Partizipation.

MERAL GCICEK/ HABER MERKEZI © Yeni Ozgiir Politika www.yeniozgurpolitika.org

Dr. Rolf Gdssner, Rechtsanwalt und Publizist, Vizeprasident der "Internationalen Liga fir Menschen-
rechte”, Berlin (www.ilmr.de). Sachverstandiger in Gesetzgebungsverfahren des Bundestags und von
Landtagen. Mitherausgeber des ,,Grundrechte-Reports* (www.grundrechte-report.de). Autor zahlrei-
cher Sachbicher zu Burger- und Menschenrechtsthemen, zuletzt: >=Menschenrechte in Zeiten des Ter-
rors. Kollateralsch&dden an der ,Heimatfront“<, Hamburg 2007. Internet: www.rolf-goessner.de.



http://www.yeniozgurpolitika.org/
http://www.ilmr.de/
http://www.grundrechte-report.de/
http://www.rolf-goessner.de/

	EU und Deutschland müssen Verantwortung übernehmen

